
 

 

 

 

 

 

 
Staatliche Förderung der Amadeu-Antonio-Stiftung stoppen! 

Beschluss des Deutschlandtages vom 14. bis 16. Oktober 2016 in Paderborn 

 
Die Junge Union Deutschlands fordert: 

1. Der Verfassungsschutz muss die Amadeu-Antonio-Stiftung auf Basis der getätigten 

Aussagen ihrer Vertreter und öffentlichen Kundgaben der Stiftung überprüfen.  

2. Wiedereinführung der Extremismusklausel: Zukünftig dürfen nur noch Stiftungen, 

Institutionen etc. mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, welche sich auf die freiheitlich-

demokratische Grundordnung berufen und deren Handeln nicht darauf abzielt, Grundrechte 

einzuschränken oder die Bundesrepublik Deutschland zu bekämpfen oder zu verunglimpfen. 

Dies gilt auch für Vertreter der geförderten Institutionen.  

3. Die Kundgabe von Äußerungen, welche durch das Grundrecht auf Meinungsfreiheit 

gedeckt sind, darf nicht von staatlichen Stellen oder im Auftrag staatlicher Stellen ohne 

juristische Überprüfung zensiert werden.  

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, Extremismus in allen seinen 

Erscheinungsformen zu bekämpfen. Dabei darf nicht nicht die Bekämpfung einer politischer 

Richtung forciert werden, während die Bekämpfung andere Formen vernachlässigt wird.  

5. Im konkreten Fall sind sämtliche staatlichen Zuwendungenan die Amadeu-Antonio-

Stiftung bis auf Weiters zu stoppen! 


